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1978 .. 06· 20 
zu 4cf'l,5jJ 

betreffend die schri.ftli.che Anfrage der 
.Abg. Neumann und Genossen, Nr.1845/ .. T­
NR71978 vom 1978 04 21, "Verzögerung des 

. Ausbaues von Telefonanschlüssen im Bereich 
des Bundeslandes Steiermark" • 

.?~ 1 ~d 2: 

Der Rückstand an Spleißarbeiten i.n der Steiermark lag 
mit Stichtag 15.4.1978 bei rund 100.000 Arbeitsstunden 
und nicht, wie in der Anfrage angenommen, bei 200.000 
Arbeitsstunden. In den letzten Jahren ist es in ganz 
Österreicl:l und auch in der Steiermark gelungen, die 
Telefonversorgung ganz außerorden~lich zu verbessern. 
Die Zahl der TelefonanschlUsse konnte Ü1 Österreich 
von 962.464 zum Jahresende 1970 auf 1,746.785 zum 
Jahresende 1977, also um 81,5 % tl.nd in der 'Steiermark 
zu denselben Bezugszeitpunkten von 95.794 auf 195.549, 
'also um 104 % gesteigert werden. Damit liegt die Steier­
mark sogar über der gesamtösterreichischen Entwicklunge 
Ober die Intensität dieser Anstrengu.ngen mag der Ver­
gleich Aufschluß geben, daß im Bundesland Steiermark 
im Jahre 1970 noch 9.673 Telefonanschlüsse neu herge­
stellt wurden und die Zahl der Neuherstellungen im 
Jahre 1977 bereits 20.418 betrug. Aus diesen Angaben 
wird ersichtlich, wie erfolgreich die Bemühungen zur 
Verbesserung der Telefonversorgung auch im Bundesland 
Steiermark in den letzten .Jahren verlaufen sind. 
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arbelten sollten, soweit dies irgend möglich ist, grund­
sätzlich von der Post- und Telegraphenvervlaltungbzw. durch 
deren Bedienstete selbßt besorgt werden. Weil es aberun­
vertretbar.wäre, Anschluß'1IIerbern Wartezeiten zuzumuten, 
wenn in e.inz,Eünen Bereichen die Post- und Telegraphen­
verwaltung Spleißarbeiten nicht rechtzeitig selbst be­
sorgen kann ,wurden und werden für die Verrichtung solcher 
Arbai ten falh·reise auch private F·irmen herangezogen. Dies 
ist bisher bei Spleißrückständen in den Bundesländern 
Vdrarlberg, Salzburg und Oberösterreich geschehen. 

Im Bundesland Steiermarl..: konnten die Voraussetzungen für 
den Abbau von SpleißrUcl(ständen bisher postintern ge­
schaffen werden. Bereits im Herbst 1977 wurde der forcierte 
Abbau durch die Zuteilung von 33 Fernmeldemonteuren an das 
Telegraphenbauamt Graz in Angriff genommen. 

Zu Beginn des Jahres "'1978 wurden je nach Erfordernis 
weitere 10 bis 15 Bedienstete zugeteilt. Derzeit wird bei 
der Fernmeldezentralbauleitung ein Ortskabelspleißbautrupp 
eingerichtet, der für besonders dringende Spleißarbeiten 
in ganz Österreich zur Verfügung stehen und vorerst in 
der Steiermark zum Einsatz kommen wird. 

Zu der bereits e!'\'"Tähnten Heranziehung von privaten Firmen 
ist zu sagen, daß für den Bereich des Bundeslandes Steier­
mark das einzi.ge preislich aJ~zeptable Angebot für die 
Durchführung der SpleiBarbeiten von einer ausländischen 
Firma abgegeben ''iUrde, die die Arbeiten auch größtenteils 
mit ausländischem Personal durchgefUhrt hätte •. Aus dieser 
Interessensabwägung wurde alles darc.1.ngesetz.t t die Spleiß­
rückstände solange als irgend möglich mit posteigenem 
Personal aufzuarbeiten. 
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Eine objektive Quantifizierung möglicher zu.sätzlicher Ein-
nahmen, die bei der Vergabe von Spleißarbeiten an den aus­
ländischen Bestbieter hätten erreicht werden können, er­
scheint nicht möglich. Der in der Fragestellung erwähnte 
Betrag von 45 Mio S ist aber sicher bei ~eitem zu hoch 
gegriffen. In jedem Fall i.st die in der vorstehenden Be­
antwortung dargelegte Interessensabwägung zugunsten der 
österreichischen Wirtschaft zu bedenken. Ein untragbarer 
vermeidbarer Einnahmenentgang an TelefongebUhren liegt 
ange~ichts der im Zeitraum November 1977 bis März .1978 
gegenüber November 1976 bis März 1977 erreichten Steigerung 
von neu hergestellten Telefonanschlüssen von 8.798 auf 
10.304, also um 17,1 % und der erwähnten bereits veran­
laBten l'faßnahmen nicht vor. 

Wien, 1978 06 19 
Der Bundesminister 
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